
Anlage 5 
 

Bebauungsplan und Satzung über örtliche Bauvorschriften  
Nördliche Lenbachstraße (Stgt 297) im Stadtbezirk Stuttgart-Nord  
 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange  
nach § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB wurde mit Schreiben vom 10. Dezember 2019 und der Frist von einem 
Monat durchgeführt. 
 

Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Netze BW GmbH 
(Schreiben vom 10. Dezember 2019) 
 
Im Bereich des Plangebietes befinden 
sich Anlagen der Netze BW Wasser, 
der Stuttgart Netze GmbH sowie der 
NetCom BW. Die Lage dieser Anlagen 
ist aus den beigefügten Plänen im 
Maßstab 1:500 ersichtlich.  
Bei den o.g. Anlagen handelt es sich 
teilweise um übergeordnete Anlagen 
die der Stuttgarter Wasserversorgung 
dienen. 
Um die geplante Neubebauung (45 
Pflegeplätze und ca. 110 Wohnungen) 
zu ermöglichen, sind unsere Anlagen, 
vorab umzulegen. Die neue Leitungs-
trassen sind mit unseren zuständigen 
Fachplanern rechtzeitig abzustimmen. 
Wir bitten Sie, die neue Leitungstrasse 
(Wasserleitungen, Signalkabel und 
TK-Kabel) im B-Plan durch ein Lei-
tungsrecht abzusichern. Die Leitungs-
trasse inklusiver Schutzstreifenbreite 
beträgt insgesamt 8m. Innerhalb des 
Schutzstreifens sind keine leitungsge-
fährdenden Eingriffe wie Überbauun-
gen, Baumpflanzungen oder Gelände-
abtragungen gestattet. Weiterhin be-
nötigen wir nach der Fertigstellung 
eine b. p. Dienstbarkeiten zu Gunsten 
des jeweiligen Eigentümers.  
Die Kosten der Umverlegungen inklu-
sive evtl. Provisorien oder Schaltvor-
gänge sind vom Vorhabenträger zu 
übernehmen. 
Weiterhin sind im Zuge des geplanten 
Neubaus und der damit veränderten 
Anforderungen an die Strom- und 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen der Bauausführung sind 
zwischen der Netze BW und der 
Vorhabenträgerin Abstimmungsge-
spräche erforderlich. 
Die Leitungen der Netze BW verlau-
fen innerhalb öffentlicher Flächen. 
Ein Leitungsrecht im Bebauungsplan 
ist daher nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

--- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

nein 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Wasserversorgung umfangreiche Net-
zerweiterungen notwendig. Konkrete 
Festlegungen bezüglich der Netzer-
weiterung wie Anzahl der Kundenstati-
onen oder Anzahl der Netzstationen 
(Stuttgart Netze-eigene Stationen) 
sind erst möglich, wenn belastbare 
Leistungswerte vorliegen.  
 
Die Netzstationen sind ggf. durch eine 
b. p. Dienstbarkeiten zu Gunsten der 
Netze GmbH grundbuchrechtlich ab-
zusichern bzw. im B-Plan mit einer V-
Fläche auszuweisen (Zweckbestim-
mung –Elektrizität). Für Netzstationen 
benötigen wir eine Aufstellungsfläche 
von 4,5 m x 7m (V-Fläche). 
 
Weiterhin sind im Zuge der Neube-
bauung die Punkte: Straßenbeleuch-
tung, Baumstandorte, Bauabläufe, Ko-
ordinierung (Kanal) mit unseren zu-
ständigen Fachplanern abzustimmen. 
Kontakte zum Vorhabenträger Sied-
lungswerk GmbH bestehen bereits.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Die Netzstationen wurden im Bebau-
ungsplan planungsrechtlich aufge-
nommen. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

ja 
 
 
 
 
 
 
 
 

-- 
 
 
 
 
 
 

Bitte beteiligen Sie uns weiterhin am 
Planverfahren. 
 

Kenntnisnahme 
Es wurde entsprechend verfahren. 

ja 

Zweckverband Landeswasserver-
sorgung 
(Schreiben vom 11. Dezember 2019) 
 
Wir bestätigen den Eingang der Unter-
lagen und bedanken uns für die Betei-
ligung am Planverfahren. Nach Durch-
sicht der Unterlagen teilen wir mit, 
dass die Belange des Zweckverban-
des Landeswasserversorgung nicht 
betroffen sind. 
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 
 

--- 
 
 
 

Liegenschaftsamt  
(Untere Landwirtschaftsbehörde) 
(Schreiben vom 25. September 2018) 
 
Das Plangebiet ist durch ein Senioren-
zentrum geprägt und ist planerisch 
dem Innenbereich (Bebauungsplan 
vorhanden) zuzuordnen. Dementspre-

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 
 

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

chend soll ein Bebauungsplanverfah-
ren nach § 13 a BauGB durchgeführt 
werden. Durch die bessere Ausnut-
zung innerörtlicher Flächen wird die 
Inanspruchnahme von Außenbe-
reichsflächen verringert. Aus agrar-
struktureller Sicht ist das sehr zu be-
grüßen. 
 
Im Plangebiet befinden sich keine 
landwirtschaftlichen Hofstellen. Die 
Flurbilanz weist ebenfalls Siedlungs-
bereich (keine Vorrangflur) aus. Land-
wirtschaftliche Belange sind direkt im 
Plangebiet nicht betroffen.  
 
Der Außenbereich ist laut vorliegender 
Unterlagen vom Vorhaben nicht be-
rührt, dementsprechend sind auch 
keine weiteren landwirtschaftlichen 
Belange betroffen. 
 
Eine Beteiligung des TÖB Landwirt-
schaft im weiteren Verfahren ist nicht 
notwendig, sofern sich die Festlegun-
gen und Maßnahmen nur auf das be-
zeichnete Gebiet beziehen. Sollten 
Maßnahmen, außerhalb des Plange-
bietes, z.B. als Ausgleich für den na-
turschutzrechtlichen Eingriff, notwen-
dig/geplant werden, ist die ULB (Land-
wirtschaftsbeauftragte) wieder zu be-
teiligen. 
 
Aus Sicht der Landwirtschaft bestehen 
keine Bedenken hinsichtlich des o.g. 
Bebauungsplanes.  
 

Landesbetrieb Vermögen und Bau 
(Schreiben vom 12. Dezember 2019) 
 
Das Land Baden-Württemberg, vertre-
ten durch den Landesbetrieb 
Vermögen und Bau Amt Stuttgart, hat 
gegen die Aufstellung des Bebau-
ungsplans Nördliche Lenbachstraße 
(Stgt 297) keine Einwendungen. Be-
denken und Anregungen werden nicht 
vorgebracht. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Die Beteiligung unseres Amtes am 
weiteren Verfahren halten wir für ent-
behrlich. 
 

Gesundheitsamt 
(Schreiben vom 13. Dezember 2019) 
 
Vorkehrungen zum Schutz vor eventu-
ellen schädlichen Umwelteinwirkun-
gen (Lärm, Luftschadstoffe) sind im 
weiteren Verfahren zu prüfen und ge-
gebenenfalls über entsprechend Fest-
setzungen zu treffen. Ansonsten keine 
Einwände. 
 
Um weitere Beteiligung am Verfahren 
wird gebeten.  

 
 
 
Siehe Stellungnahme der Verwal-
tung - Immissionsschutz. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Es wurde entsprechend verfahren. 
 
 

 
 
 

ja 
 
 
 
 
 
 
 

ja 
 

Zweckverband Bodensee-Wasser-
versorgung 
(Schreiben vom 16. Dezember 2019) 

 
Im Bereich dieser Maßnahme befin-
den sich weder vorhandene noch ge-
plante Anlagen der BWV. Es werden 
daher keine Bedenken erhoben. 
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 
 

--- 
 

Regierungspräsidium Stuttgart 
(Schreiben vom 18. Dezember 2019) 
 
Es handelt sich nach dem von Ihnen 
vorgelegten Formblatt um einen 
entwickelten Bebauungsplan. 
Nach dem Erlass des Regierungs-
präsidiums vom 10.02.2017 erhalten 
Sie keine Gesamtstellungnahme des 
Regierungspräsidiums. Die von Ihnen 
benannten Fachabteilungen nehmen - 
bei Bedarf – jeweils direkt Stellung. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 

--- 
 

Raumordnung 
Die Planung sieht den Abriss des be-
stehenden Seniorenzentrums „Haus 
auf dem Killesberg“ und eine Neube-
bauung in zwei Bauabschnitten mit ei-
ner Einrichtung für stationäre und am-
bulante Pflege, Tagespflege, Begeg-
nungsstätte, betreutem Wohnen, fami-
liengerechten Wohnungen und einer 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Kindertagesstätte vor. Diese Maß-
nahme der Innenentwicklung wird aus-
drücklich begrüßt und entspricht den 
Zielen der Raumordnung. 
Aus raumordnerischer Sicht wird da-
rauf hingewiesen, dass insbesondere 
§ 1 Abs. 3 bis Abs. 5 sowie § 1a Abs. 
2 BauGB zu berücksichtigen sind. Die-
sen Regelungen ist in der Begründung 
angemessen Rechnung zu tragen. 
 
Zur Aufnahme in das Raumordnungs-
kataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG 
gebeten, dem Regierungspräsidium 
nach Inkrafttreten des Planes eine 
Mehrfertigung der Planunterlagen - 
soweit möglich auch in digitalisierter 
Form - zugehen zu lassen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Es wird entsprechend verfahren. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

--- 
 
 

Verband Region Stuttgart 
(Schreiben vom 20. Dezember 2019) 
 
Der Planung stehen keine regionalpla-
nerischen Ziele entgegen. 
Sobald die Planunterlagen weiter aus-
gearbeitet sind, wird eine verbindliche 
regionalplanerische Stellungnahme 
durch den Planungsausschuss des 
Verbandes Region Stuttgart beschlos-
sen. 
Um weitere Beteiligung am Verfahren 
wird gebeten. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
Es wurde entsprechend verfahren. 
 

 
 
 
 

ja 
 
 
 
 
 

Regierungspräsidium Freiburg 
(Schreiben vom 27. Dezember 2019) 
 
Geotechnik  
Das LGRB weist darauf hin, dass im 
Anhörungsverfahren des LGRB als 
Träger öffentlicher Belange keine 
fachtechnische Prüfung vorgelegter 
Gutachten oder von Auszügen daraus 
erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein 
ingenieurgeologisches Übersichtsgut-
achten, Baugrundgutachten oder geo-
technischer Bericht vorliegt, liegen die 
darin getroffenen Aussagen im Ver-
antwortungsbereich des gutachtenden 
Ingenieurbüros.  

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Im Textteil des Bebauungsplans 
wurde ein entsprechender Hinweis 
aufgenommen. 
 

 
 
 
 
 

ja 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Andernfalls empfiehlt das LGRB die 
Übernahme der folgenden geotechni-
schen Hinweise in den Bebauungs-
plan:  
Das Plangebiet befindet sich auf 
Grundlage der am LGRB vorhande-
nen Geodaten (einschließlich der Bau-
grundkarte von Stuttgart) im Verbrei-
tungsbereich von Gesteinen der Stei-
gerwald-Formation (Untere Bunte 
Mergel) und der Hassberge-Formation 
(Kieselsandstein). Diese werden von 
weniger als 3 m mächtigen quartären 
Lockergesteinen überdeckt.  
Mit einem oberflächennahen saisona-
len Schwinden (bei Austrocknung) und 
Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des 
tonigen/tonig-schluffigen Verwitte-
rungsbodens sowie mit Auffüllungen 
vorangegangener Nutzungen, die ggf. 
nicht zur Lastabtragung geeignet sind, 
ist zu rechnen.  
Verkarstungserscheinungen (offene 
oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, 
Dolinen) sind nicht auszuschließen. 
Sollte eine Versickerung der anfallen-
den Oberflächenwässer geplant bzw. 
wasserwirtschaftlich zulässig sein, 
wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 
(2005) verwiesen und im Einzelfall die 
Erstellung eines entsprechenden hyd-
rologischen Versickerungsgutachtens 
empfohlen. Wegen der Gefahr einer 
Verschlechterung der Baugrundeigen-
schaften sowie ggf. von Sulfatge-
steinslösung im Untergrund sollte von 
der Errichtung technischer Versicke-
rungsanlagen (z. B. Sickerschächte, 
Sickerbecken, Mulden-Rigolen-Sys-
teme zur Versickerung) Abstand ge-
nommen werden.  
Bei etwaigen geotechnischen Fragen 
im Zuge der weiteren Planungen oder 
von Bauarbeiten (z. B. zum genauen 
Baugrundaufbau, zu Bodenkennwer-
ten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizonts, zum Grundwas-
ser, zur Baugrubensicherung, bei An-
treffen verkarstungsbedingter Fehlstel-
len wie z. B. offene bzw. lehmerfüllte 



 

- 7 - 

Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Spalten) werden objektbezogene Bau-
grunduntersuchungen gemäß DIN EN 
1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein priva-
tes Ingenieurbüro empfohlen.  
 

Boden  
Zur Planung sind aus bodenkundlicher 
Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzutragen.  
 
 
Mineralische Rohstoffe  
Zum Planungsvorhaben sind aus roh-
stoffgeologischer Sicht keine Hin-
weise, Anregungen oder Bedenken 
vorzubringen.  
 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
--- 
 
 
 
 
 

--- 
 

 
 
 

Grundwasser  
Die Planfläche liegt außerhalb von be-
stehenden und geplanten Wasser-
schutzgebieten, aber innerhalb der 
Außenzone des Heilquellenschutzge-
biets für die staatlich anerkannten 
Heilquellen in Stuttgart-Bad Cannstatt 
und Stuttgart-Berg (Rechtsverordnung 
des Regierungspräsidiums Stuttgart 
vom 11.06.2002).  
Zur Planung sind aus hydrogeologi-
scher Sicht keine sonstigen Hinweise, 
Anregungen oder Bedenken vorzutra-
gen.  
 

 
Kenntnisnahme 
 

 
--- 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bergbau  
Gegen die Planung bestehen von 
bergbehördlicher Seite keine Einwen-
dungen.  
 

 
Kenntnisnahme 
 

 
--- 

 

Geotopschutz  
Im Bereich der Planfläche sind Be-
lange des geowissenschaftlichen Na-
turschutzes nicht tangiert.  
 

 
Kenntnisnahme 
 

 
--- 

 
 

Unitymedia BW GmbH 
(Schreiben vom 3. Januar 2020) 
 
Im Planbereich liegen keine Versor-
gungsanlagen der Unitymedia BW 
GmbH. Wir sind grundsätzlich daran 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

interessiert, unser glasfaserbasiertes 
Kabelnetz zu erweitern und damit ei-
nen Beitrag zur Sicherung der 
Breitbandversorgung für Ihre Bürger 
zu leisten. Ihre Anfrage wurde an die 
zuständige Fachabteilung weitergelei-
tet, die sich mit Ihnen zu gegebener 
Zeit in Verbindung setzen wird. Bis da-
hin bitten wir Sie, uns am Bebauungs-
planverfahren weiter zu beteiligen. 
 
Polizeipräsidium Stuttgart 
Referat Prävention 
(Schreiben vom 7. Januar 2020) 
 
1. „Sicherer öffentlicher Raum“ 
durch städtebauliche Kriminal-
prävention  
„Baden-Württemberg ist ein sicheres 
Land. In puncto Sicherheit nehmen wir 
bundesweit regelmäßig eine Spitzen-
position ein. Darauf ruhen wir uns 
aber nicht aus. Der sichere öffentliche 
Raum ist ein Schwerpunkt unserer 
Regierungsarbeit!“, so der Innen-
staatssekretär Wilfried Klenk MdL. 
„Der Sicherheitsanspruch der Bürge-
rinnen und Bürger in Baden- Württem-
berg ist für mich und die gesamte Lan-
desregierung eine Verpflichtung. Dort, 
wo die Bürgerinnen und Bürger Si-
cherheit tagtäglich erleben, legen wir 
einen besonderen Handlungsschwer-
punkt – nämlich im öffentlichen 
Raum“, so Staatssekretär Klenk wei-
ter. (Staatssekretär Wilfried Klenk MdL 
zur Projektgruppe „Sicherer öffentli-
cher Raum“ in der Pressemitteilung 
vom 13.09.2019)  
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 
 

--- 

2. Betrachtungsraum  
Der Betrachtungsraum richtet sich 
nach dem Lageplan zum Aufstellungs-
beschluss, sowie den unmittelbar an-
grenzenden Straßenzügen, sofern re-
levante Beziehungen zu dem gekenn-
zeichneten Betrachtungsraum beste-
hen.  
 
 

 
Kenntnisnahme 
 

 
--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

3. Bestand im Betrachtungsraum 
und im örtlichen Umfeld  
Die im Plangebiet vorhandene Bebau-
ung wird als den Beteiligten bekannt 
vorausgesetzt. 
Da die vorhandene Bebauung im Ver-
lauf der Maßnahme komplett rückge-
baut wird, kommt dieser keine Be-
trachtung zu.  
Das Gebiet um das Plangebiet ist 
durchweg mit hochwertigen Ein- und 
Mehrfamilienhäusern bebaut. Eine ab-
schließende und detaillierte Beschrei-
bung erfolgt in der Anlage zum Bebau-
ungsplan unter Punkt 2.  
Ergänzend ist zu erwähnen, dass sich 
nördlich des Plangebiets das Höhen-
freibad Killesberg befindet, welches 
insbesondere an Wochenenden im 
Sommer sehr stark frequentiert ist. 
Dies führt daher regelmäßig zu einer 
Parkraumüberlastung und entspre-
chenden verkehrspolizeilichen Einsät-
zen. Zudem muss dort auch mit einem 
sog. „Elterntaxi“ Verkehr zum Freibad 
gerechnet werden.  
Im Höhenpark Killesberg selbst befin-
det sich die „Sparda-Welt Freilicht-
bühne“, welche vorrangig für Konzert-
veranstaltungen gebucht wird, als 
auch die Kleinbahn der SSB. Beides 
sind Besuchermagneten, welche aber 
durch die Zuwegung aus Richtung 
Stresemannstraße bzw. ÖPNV Halte-
stelle Killesberg erschlossen werden. 
Deren Besucherströme sind somit 
nachrangig für das Bauvorhaben, poli-
zeiliche relevante Ordnungsstörungen 
gibt es aktuell nicht. Auch vom Club 
„Perkins Park“ gehen keine (Ruhe-) 
Störungen aus, die bis zu den Gebäu-
den des Bauvorhabens reichen kön-
nen.  
 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 

 
 

--- 

4. Öffentlicher Personennahverkehr  
Die ÖPNV Haltestelle Killesberg lieg in 
einer Entfernung von über 600 Meter 
zum Planungsgebiet. Dort sind aktuell 
die Stadtbahnlinie U5 zu erreichen, 
deren Endhaltestelle es ist, sowie die 
Buslinien 43, 44, 50, N2. Es bestehen 

 
Kenntnisnahme 
Das bestehende Erschließungsdefi-
zit im Bereich Fleckenwein-
berg/Lenbachstraße ist auch in der 
im Jahr 2021 im Auftrag der Landes-
hauptstadt Stuttgart durchgeführten 

 
--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

hierdurch Fahrverbindungen in Rich-
tung Innenstadt mit der Linie U5 und 
Bus 44, sowie in Richtung Pragsattel 
und Stuttgart-West.  
Die Anbindung an den ÖPNV ist aus 
unserer Sicht verbesserungswürdig. 
Die Wegstrecke zu einer Haltestelle 
sollte 5 Gehminuten nicht übersteigen, 
da sich, gerade zur Nachtzeit, bei ei-
ner längeren Strecke die Wahrschein-
lichkeit einer Straftat zum Nachteil des 
fußläufigen Nutzers erhöhen kann.  
Die öffentlichen Straßen und Plätze im 
Stadtbezirk sind nach polizeilichen Er-
kenntnissen als im stadtübergreifen-
den Vergleich weit überdurchschnitt-
lich sicher einzustufen. Mit einer Ver-
änderung ist nach unserer Einschät-
zung, auch durch die Neubebauung 
bedingt, nicht zu rechnen.  
Jedoch kommt hier dem Wunsch nach 
subjektiver Sicherheit Bedeutung zu. 
Eine längere Gehstrecke wird im Emp-
finden des Fußgängers als unange-
nehm empfunden. Bei Fußwegstre-
cken über 400 Meter, etwa 5 Gehmi-
nuten, erhöht sich das eigene Empfin-
den der Unsicherheit zunehmend, da 
sich dieselben Wahrnehmungen zuei-
nander addieren und immer neue 
Wahrnehmungen hinzukommen, die 
subjektiv als unsicher empfunden wer-
den können.  
Von hiesiger Seite wird angeregt, eine 
grundsätzliche Verbesserung der 
ÖPNV Anbindung herzustellen, hierbei 
auch die Anbindung des Höhenfreiba-
des Killesberg als Option mit einzube-
ziehen, um eine Reduzierung des 
durch das Höhenfreibad verursachten 
Verkehrsaufkommens, insbesondere 
„Elterntaxi“ Verkehr zu erreichen.  
 

Ortsbus Untersuchung nochmals be-
stätigt worden. Die sporadische Be-
dienung des Siedlungsgebiets an 
einzelnen Wochentagen durch den 
privatwirtschaftlich organisierten 
Ortsbus Feuerbach ist ausbaufähig.  
Angestrebt wird außerhalb des Be-
bauungsplanverfahren die ÖPNV-Er-
schließung zu verbessern und eine 
reguläre Linienbus-Bedienung des 
Gebiets mit Kleinbussen und einer 
Anbindung an das übergeordnete 
ÖPNV-Netz (S-Bahn, Stadtbahn) zu 
schaffen. 

5. Straßenverkehrssituation  
Die bisherige Nutzung erfährt durch 
das Bauvorhaben in vielfältiger Weise 
eine Änderung. Vorhandener Park-
raum wird bebaut. Der Charakter der 
Nutzung wird durch Wohnen und das 
Realisieren einer Kindertagesstätte 
geändert.  

 
Kenntnisnahme 
Die baurechtlich notwendigen Stell-
plätze für das Pflegeheim sowie für 
die neuen Wohnungen sind in einer 
gemeinsamen, eingeschossigen und 
teils begrünten Tiefgarage vorgese-
hen. Auf diese Weise können die 

 
--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Das Thema Parken wird insgesamt 
durch eine zukünftige Tiefgarage ab-
gewickelt. Sämtliche gewünschte Nut-
zungen sollen unterirdisch erfolgten. 
Für prüfenswert werden in diesem Zu-
sammenhang Möglichkeiten gehalten, 
die einer lebensnahen Abwicklung för-
derlich sind. Beispielhaft ist dabei das 
Angebot von Fahrradabstellanlagen, 
entsprechende Ladesäulen und Mobi-
litätstationen zu nennen.  
 
 
Wir empfehlen den Bereich der zent-
ralen Anlieferung zum Pflegeheim so 
zu gestalten, dass mindestens ein 
Warteplatz für einen weiteren Liefe-
ranten vorhanden ist, wie derjenige, 
welcher an der Rampe steht. Eine Be-
einträchtigung der Tiefgaragenzufahrt 
sollte unserem Erachten nach grund-
sätzlich vermieden werden.  
Die zentrale und einzige Zufahrt im 
Bereich der Altenwohnanlage steht für 
alle medizinischen Transporte zur Ver-
fügung. Eine Darstellung einer Park-
möglichkeit/ Andienmöglichkeit bei 
gleichzeitiger Anfahrt mehrerer Ret-
tungsdienste ist den Unterlagen nicht 
zu entnehmen. Im Bedarfsfall erfolgt 
das Abstellen im angrenzenden 
Wohngebiet. Eine ergänzende Er-
schließung über eine reine Rettungs-
zufahrt über den Kaulbachweg zum 
Wohnanger wäre zu prüfen.  
 
Das dargestellte Parkraumkonzept 
schildert lediglich die Nutzung durch 
Personal und Bewohner. Der heute 
hohe Mobilitätsanteil generell und die 
Möglichkeit Bewohner mittels Pkw zu 
besuchen, trägt unseres Erachtens 
das Parkraumkonzept nicht ausrei-
chend Rechnung, weshalb der Bau 
von Besucherparkplätzen als sinnvoll 
angesehen wird. Ansonsten schlägt 
sich das Parkverhalten im angrenzen-
den Wohngebiet nieder, dass in den 
50iger Jahren errichtet wurde. Das da-
malige Straßenmaß der Fahrbahn-

oberirdischen Freiräume vom Park-
druck entlastet sowie ein attraktives 
Umfeld geschaffen und als Aufent-
haltsfläche für die zukünftigen Be-
wohner genutzt werden.  
 
Darüber hinaus wird die Stellung-
nahme der Vorhabenträgerin zur 
Verfügung gestellt mit dem Ziel wei-
tere Standorte für entsprechende 
Fahrradabstellanlagen im weiteren 
Verfahren unterzubringen. 
 
Kenntnisnahme 
Die Anregung ist nicht Bestandteil 
des Bebauungsplanverfahrens, son-
dern im Rahmen der Ausführungs-
planung/ Genehmigungsplanung zu 
beachten. Die Stellungnahme wurde 
der Vorhabenträgerin zur Verfügung 
gestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Angestrebt werden soll außerhalb 
des Bebauungsplanverfahrens die 
ÖPNV-Erschließung zu verbessern 
und eine reguläre Linienbus-Bedie-
nung des Gebiets mit Kleinbussen 
und einer Anbindung an das überge-
ordnete ÖPNV-Netz (S-Bahn, Stadt-
bahn) zu schaffen. Demnach kann 
auch die Zahl der Stellplätze für Be-
sucher gemindert werden, sodass 
man nicht zwangsläufig auf den ei-
gen PKW angewiesen ist.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

--- 
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Berück-
sichtigung 

breite sowie die Anzahl von Abstell-
möglichkeiten auf dem Privatgrund 
führen möglicherweise zu Problemen 
in der unmittelbaren Nachbarschaft in 
Bezug auf das motorisierte Besucher-
aufkommen. 
Aktuell kann der vorhandene öffentli-
che Parkraum im Umfeld als ausge-
schöpft betrachtet werden. Wie emp-
fehlen hierbei einen Parkraum-
schlüssel von 1:1 für die Wohnungen 
des Familienwohnens und des betreu-
ten Wohnens. Beim betreuten Woh-
nen kann der Schlüssel reduziert wer-
den, wenn es sich um Einzelzimmer 
handelt und nicht zwingend mit einem 
rüstigen fahrtauglichen Partner zu 
rechnen ist. Für das Personal raten 
wir an, mindestens für 50 % der 
gleichzeitig anwesenden Belegschaft 
Parkplätze vorzuschreiben. Abhängig 
von Überlappungszeiten des Perso-
nals bei Schichtwechsel entsprechend 
mehr.  
Den Planunterlagen ist der Standort 
einer Kindertagesstätte nicht zu ent-
nehmen. Die Problematik der Andie-
nung bei einer Ganztageseinrichtung 
sowie das Hol- und Bringverhalten der 
Elternschaft wird im dargestellten Ent-
wurf nicht thematisiert. Unter dem 
Stichwort "Elterntaxi" wird auf diese 
Problematik in seiner Gesamtheit hin-
gewiesen. Diese Problematik sollte so 
gelöst werden, dass ein personeller 
Aufwand der Sicherheits- und Ord-
nungsbehörde im Sinne einer intensi-
ven Überwachung bei auftretenden 
Problematiken vermieden wird.  
Die Realisierung einer weiteren Busli-
nie im Bereich der Lenbachstraße, 
vermutlich mit einer Anbindung an den 
Stadtteil Stuttgart-Feuerbach, wird 
ausdrücklich begrüßt. Mitarbeiter, Be-
wohner, Besucher sowie Nutzer der 
Einrichtungen können das dargestellte 
Angebot mit Hilfe dieser zusätzlichen 
Möglichkeit des ÖPNV's verträglich er-
reichen.  
 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Das Plangebiet wird von der Sat-
zung über die Ermittlung der Anzahl 
baurechtlich notwendiger Kfz-Stell-
plätze für Wohnungen im Stadtge-
biet der Landeshauptstadt Stuttgart 
gemäß § 74 Abs. 2 Nr. 1 Landes-
bauordnung Baden-Württemberg er-
fasst.  
 
Innerhalb der Fläche für Gemeinbe-
darf sieht der Bebauungsplan neben 
Pflegeinrichtungen auch Senioren-
wohnungen vor. Bei betreuten Seni-
orenwohnungen handelt es sich um 
eine bestimmte Sonderform des 
Wohnens. Bei Senioren kann in der 
Regel von einem geringeren Stell-
platzbedarf ausgegangen werden. 
 
Zudem wird außerhalb des Bebau-
ungsplanverfahrens angestrebt die 
ÖPNV-Erschließung zu verbessern 
und eine reguläre Linienbus-Bedie-
nung des Gebiets mit Kleinbussen 
und einer Anbindung an das überge-
ordnete ÖPNV-Netz (S-Bahn, Stadt-
bahn) zu schaffen. Demnach kann 
auch die Zahl der Stellplätze für 
Wohnungen im Sinne der Verwal-
tungsvorschrift Stellplätze entspre-
chend der Einbindung des Standorts 
in den ÖPNV (Nahverkehrsbonus) 
gemindert werden.  
 
Dies entspricht auch dem Zielbe-
schluss „Lebenswerte Innenstadt“ 
und dem darin festgelegten Ziel, den 
motorisierten Individualverkehr (MIV) 
auf ein Minimum zu beschränken. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
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5.1 Externe Zugänge / „Kiss an go“ 
Zonen  
Bei der Planung von Einrichtungen, 
die ein hohes Maß an Publikumsver-
kehr generieren, sollten die Personen-
ströme durch bauliche und gestalteri-
sche Maßnahmen gelenkt werden.  
Bei der planerischen Umsetzung der 
Kindertagesstätte, welche sicherlich 
auch Kindern von außerhalb des 
Quartiers aufnehmen soll, wird eine 
Orientierung in Richtung Lehnbach-
straße oder Kaulbachweg empfohlen. 
Es sollte so vermieden werden, dass 
die Kinder, welche zu Fuß zur Einrich-
tung kommen, den Weg über die Zu-
fahrt nehmen müssen. Nicht gänzlich 
zu verdrängen ist die „Elterntaxi“ Prob-
lematik. Wenn sich die Einrichtung im 
Bereich der Zufahrt zum Quartier be-
findet, wird sich dort möglicherweise 
eine „Kiss an Go“ Zone etablieren, der 
fortwährend gegengesteuert werden 
muss. Bei einer Positionierung der 
Einrichtung weg von der Zufahrt wird 
zwar der „Elterntaxi“-Verkehr nicht 
zwingend geringer ausfallen, jedoch 
wird der Verkehr über die Lenbach-
straße führen, zu den genannten We-
gen hin. Die Einrichtung von „Kiss an 
go“ Zonen wird seitens der Polizei au-
ßerordentlich kritisch betrachtet. Nach 
wie vor stellt Fahrverkehr im Nahbe-
reich von Schulen und Kindergärten 
ein erhebliches Risiko für alle Kinder, 
in Kindergärten meist Verkehrsanfän-
ger, dar, was auch für „Kiss an Go“ 
gilt. Zudem tragen solche Zonen meist 
nur zur Steigerung des Verkehrsauf-
kommens bei, wenn der garantierte 
einrichtungsnahe Anfahrtsbereich 
quasi garantiert ist.  
 

 
 
Kenntnisnahme 
Die Anregung ist nicht Bestandteil 
des Bebauungsplanverfahrens. Die 
Stellungnahme wurde dem Vorha-
benträger zur Verfügung gestellt, um 
im Zuge der Ausführungsplanung/ 
Genehmigungsplanung Maßnahmen 
zu prüfen/ zu beachten. 
 

 
 

--- 

5.2 Rettungswagen / Notarztwagen  
Wir empfehlen, für Rettungswagen 
und Notarzteinsatzfahrzeug gekenn-
zeichnete Parkplätze in der Anfahrts-
zone des Pflegebereichs auszuwei-
sen. Somit steht diesen im Einsatzfall 
ein reservierter Parkplatz zur Verfü-
gung, und die Fahrzeuge geraten 

 
Kenntnisnahme 
 

 
--- 
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nicht in Konflikt mit der restlichen An-
dienung zum Pflegeheim.  
 
5.3 Lieferfahrzeuge  
Der Bereich zwischen den Wohnge-
bäuden ist als Autofrei gekennzeich-
net. Fraglich ist, wie hierbei der Liefer-
verkehr abgewickelt werden soll. Lie-
ferverkehr über die Tiefgarage dürfte 
sich ausschließen, da die Deckenhöhe 
für Pkw ausgelegt werden wird, aber 
nicht für Lieferwagen und Lkw. Bei 
110 Wohneinheiten dürfte damit zu 
rechnen sein, dass ein entsprechen-
der nicht zu vernachlässigender Lie-
ferverkehr stattfinden wird. Da die 
Nahversorgung praktisch nicht vor-
handen ist, wird auch im Sortiment  
Lebensmitteleinzelhandel ein erhebli-
cher Lieferverkehr stattfinden.  
Es sollte in jedem Fall planerisch vor-
gesorgt werden, damit eine Rückstau-
situation bis in die Lenbachstraße ver-
mieden werden kann. Da es sich beim 
Quartier um eine Sackgasse handelt, 
sollten unserer Meinung nach entspre-
chende Abstellflächen ausgewiesen 
werden. Wir empfehlen entsprechend 
auch bauliche Sicherungen, beispiels-
weise Poller, um die Zufahrt zum ge-
planten „Autofrei-Bereich“ zu verhin-
dern.  
Es sollen kritische und schadens- 
trächtige Begegnungen vermieden 
werden, die bei ungehinderter Zufahrt 
von Kraftfahrzeugen zu erwarten sind. 
Die Gefahr für Fußgänger durch unbe-
rechtigt einfahrende Fahrzeuge ist in 
fahrzeugverkehrsfreien Bereichen am 
höchsten, da der Fußgänger nicht mit 
einem Fahrzeug rechnet und sein Ver-
halten der Situation auch nicht ange-
passt ist.  
 

 
Kenntnisnahme 
Die Anregung ist nicht Bestandteil 
des Bebauungsplanverfahrens. Die 
Stellungnahme wurde dem Vorha-
benträger zur Verfügung gestellt. 
Das Anlieferungskonzept wird im 
weiteren Verfahren mit der Landes-
hauptstadt Stuttgart abgestimmt. 
 
 
 

 
--- 

6. Subjektive Sicherheitsaspekte 
und soziale Kontrolle  
Die städtebauliche Kriminalprävention 
hat die Verminderung von Tatgelegen-
heiten und eine Erhöhung der sozialen 
Kontrolle zum Ziel.  
 

 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 

--- 
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6.1 Öffentliche Verkehrsflächen  
Plätze sollen sauber gehalten werden, 
nicht vollständig abgelegen sein, 
Blickbeziehungen müssen von Gebäu-
den und Wegen aus zueinander be-
stehen. Treppenaufgänge, Fahrstühle 
und Eingangszonen sollen nicht abge-
trennt, sondern offen und gut einseh-
bar geplant werden.  
Außenräume sollten so gestaltet wer-
den, dass sich jeder schnell einen 
Überblick verschaffen und die Situa-
tion einschätzen kann. Verwinkelte 
Mauern, hohe Hecken, willkürlich und 
dicht hinter- oder nebeneinander plat-
zierte Stadtmöblierung behindern die 
Sicht. Entsprechende Situationen soll-
ten von vornherein vermieden oder 
nachträglich bereinigt werden.  
Außenanlagen sollten eine klare Tren-
nung zwischen Verkehrswegen und 
Aufenthaltszonen haben. Übersichtli-
che Anordnung öffentlicher Räume 
und die Herstellung von Übersichtlich-
keit und Blickbeziehung. Bevorzugung 
kleiner Plätze sowie die Bündelung 
von Aktivitäten.  
Die Durchwegung sollte strukturiert 
und die Hauptwege klar geführt sein, 
um durch Überschaubarkeit das Si-
cherheitsgefühl zu stärken.  
Bei den aktuell vorliegenden Plänen 
aus dem Wettbewerb können oberir-
disch, und soweit erkennbar auch un-
terirdisch, keine nennenswerten Be-
einträchtigungen der subjektiven und 
objektiven Sicherheit durch die Bau-
weise festgestellt werden.  
Die Belange an Übersichtlichkeit wer-
den durch versetztes Positionieren der 
Gebäude erreicht. Die Winkelbau-
weise erhöht die Fensterfläche und 
somit die Möglichkeit, die Freiflächen 
und Zugänge einzusehen.  
Es bestehen zahlreiche Sichtbezie-
hungen von Gebäude zu Gebäude, 
nicht einsehbare Bereiche sind vor-
handen, jedoch auf Grund der Vorga-
ben durch die Baulinien und die Topo-
grafie durch Gebäudegestaltung in 
Verbindung mit der beabsichtigten 

 
Kenntnisnahme 
 
Die Anregung ist nicht Bestandteil 
des Bebauungsplanverfahrens. Die 
Stellungnahme wurde dem Vorha-
benträger zur Verfügung gestellt, um 
im Zuge der Ausführungsplanung/ 
Genehmigungsplanung Maßnahmen 
in der Gestaltung der Freiräume zu 
prüfen/ zu beachten. 
 

 
--- 
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Wohnungsanzahl nicht gänzlich zu 
vermieden. Bei den nicht vollständig 
einsehbaren Bereichen ist jedoch mit 
einem hohen Passantenaufkommen 
zu rechnen, weshalb hieraus eine so-
ziale Kontrolle resultiert.  
Es kann bei der aktuellen Anordnung 
der Gebäude freiwillige Sozialkontrolle 
durch Benutzer und Bewohner ausge-
übt werden. Die Gebäudehöhe ermög-
licht es, aus dem Gebäude heraus 
Gesichter und Verhaltensweisen zu 
erkennen und zu beurteilen und so 
entsprechend zu handeln. Alle geplan-
ten Plätze sind zentral gelegen und 
somit ebenfalls der sozialen Kontrolle 
der Bewohner unterworfen. Lediglich 
der mit „Treff“ bezeichnete Bereich ist 
etwas abseits und nur von zwei Ge-
bäuden einzusehen. Da nicht genau 
beschrieben ist, welchen Zweck dieser 
Bereich hat, halten wir uns mit der 
Aussprache einer Empfehlung für die-
sen Platz zurück. Wünschenswert 
wäre jedoch, wenn ein Platz mit ent-
sprechendem Besucheraufkommen 
zentraler gelegen wäre, beispiels-
weise zwischen zwei Wohngebäuden 
auf jeweiliger Giebelseite.  
 
6.2 Straßenbeleuchtung  
Eine ausreichende Beleuchtung 
schafft Sicherheit und Wohlbefinden. 
Die Beleuchtung im Plangebiet sollte, 
um kriminalpräventiven Anforderun-
gen gerecht zu werden, ausreichend 
sein, um ein Gesicht einer Person 
schon auf eine Distanz von 5 – 10 Me-
tern erkennen zu können. Hierzu ist es 
auf Grund des Sehvermögens des 
Menschen erforderlich, Beleuchtung 
mit entsprechend breitem Spektrum 
einzusetzen.  
Eine Beleuchtung ohne hell – dunkel 
Wechsel ist in den öffentlich zugängli-
chen Bereichen möglich.  
Für die Straßenbeleuchtung der recht-
lich öffentlichen Zufahrtsstraße ist die 
Beachtung der DIN EN 13 201 gesetz-
lich vorgeschrieben, eine nutzungsbe-
zogene Ausgestaltung im Bereich der 

 
Kenntnisnahme 
 

 
--- 
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Planungsfläche entsprechend der Be-
leuchtungssituation und der daraus re-
sultierenden Beleuchtungsklasse ob-
liegt dem Träger der Straßenbaulast. 
Wir empfehlen die Zufahrtsstraße zwi-
schen Lenbachstraße und Tiefgarage 
mit Mehrfeldleuchten auszustatten, die 
für alle Verkehrsträger geeignetes 
Licht abstrahlen. Für diese Verkehrs-
flächen mit gemischtem Verkehr, Rad-
fahrer und Fußgänger, werden im All-
gemeinen 4000 Kelvin (250 Mire) als 
Farbtemperatur für die Beleuchtung 
empfohlen. Für andere Flachen sind 
allgemein 2800 bis 3000 Kelvin (333 
Mire) empfohlen.  
Für die Beleuchtung der öffentlichen 
Flächen innerhalb der Bebauung emp-
fehlen wir die Vorschriften der DIN EN 
13 201 analog anzuwenden. Insbe-
sondere auf den zentralen Wegever-
bindungen und im Bereich der über-
bauten oberirdischen Flächen sollte 
auf eine ausreichende Beleuchtung 
geachtet werden.  
 
6.3 Spielplätze und Quartiersplätze  
Quartiersplätze dienen als Treffpunkte 
für die Bewohner, als Aufenthaltsorte 
für Besucher und sind somit wichtiger 
Generator für das Entstehen und Be-
stehen von Territorialität mit der Folge 
von natürlicher Überwachung und Ver-
antwortungsübernahme für den öffent-
lichen Raum durch die Nutzer. Durch 
die Gestaltung verbessert sich das 
Image des öffentlichen Raums und hat 
direkt Auswirkung auf das Sicherheits-
empfinden der Bewohner. Attraktive 
öffentliche Treffpunkte sorgen für Pas-
santenverkehr und fördern überdies 
die Bereitschaft zur Übernahme frei-
williger soziale Kontrolle auch durch 
diesen Personenkreis.  
Bei der Materialwahl in der Gestaltung 
muss der Schutz vor Sachbeschädi-
gungen ein wichtiges Auswahlkrite-
rium sein, damit die Investitionen 
nachhaltig sind und die Folgekosten 
für Schadensbeseitigung möglichst 
gering ausfallen. Stadtmöbel aller Art 

 
Kenntnisnahme 
Die Anregung ist nicht Bestandteil 
des Bebauungsplanverfahrens. Die 
Stellungnahme wurde dem Vorha-
benträger zur Verfügung gestellt, um 
im Zuge der Ausführungsplanung/ 
Genehmigungsplanung Maßnahmen 
in der Gestaltung der Freiräume zu 
prüfen/ zu beachten. 
 

 
--- 
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müssen robust sein und trotzdem die 
Bedürfnisse unterschiedlicher Nutzer-
gruppen – z. B. auch älterer Men-
schen – berücksichtigen.  
Die bisher eingeplanten Quartiers-
plätze werden von uns als ausrei-
chend dimensioniert angesehen, die 
Flächen sind großzügig gewählt und 
dürften der generationenübergreifen-
den Bewohnerstruktur des zukünftigen 
Wohnquartiers Rechnung tragen.  
Wir schlagen in diesem Zusammen-
hang vor, entsprechend dem Bedarf 
Spielgeräte zu installieren, bzw. einen 
Spielplatz auszuweisen. Der gesamte 
Stadtteil ist unserer Ansicht nach un-
terversorgt, in unmittelbarem Umfeld 
befinden sich keinerlei Spielplätze. 
Eine eventuell angedachte Kombina-
tion des Spielplatzes mit der Kinderta-
geseinrichtung wird von uns mit Vor-
behalt gesehen, da von außerhalb des 
Quartiers ein entsprechender Nut-
zungsdruck auf den Spielplatz zu er-
warten ist und dies zu Konflikten 
führen könnte. Möglicherweise wird 
aber bis zur Fertigstellung des Quar-
tiers außerhalb ein zusätzlicher neuer 
Spielplatz durch die Landeshauptstadt 
Stuttgart eingerichtet.  
Aus kriminalpräventiver Sicht wäre es 
wünschenswert, wenn Sträucher und 
Büsche im Interesse der Übersichtlich-
keit niedrig gehalten werden. Der Ab-
stand zu den Wegen sollte wenn 
möglich 5 Meter betragen.  
Ebenso wird vorbehaltlich den baum-
schutzrechtlichen Vorgaben empfoh-
len, dass Bäume aus demselben 
Grund bis zu einer Höhe von 2 Metern 
freigeschnitten sind und bis zu dieser 
Höhe kein Blätterwerk aufweisen. Her-
abhängende Äste empfehlen wir re-
gelmäßig entsprechend zurückzu-
schneiden. Die Durchsichtigkeit und 
Geradlinigkeit der Bepflanzung sollte 
so ein subjektives Gefühl der Sicher-
heit vermitteln und unübersichtliche 
Bereiche vermeiden.  
Bei der Auswahl der Bäume empfeh-
len wird darauf zu achten, dass keine 



 

- 19 - 

Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

großflächigen und undurchsichtigen 
Baumkronen entstehen und die freie 
Sicht auf die Plätze aus den Gebäu-
den heraus behindern. Die freiwillige 
soziale Kontrolle ist nur möglich, wenn 
die Sicht aus den Gebäuden auf die 
Plätze gewährleistet ist.  
 
6.4 Bewohnerstruktur  
Die bisherige Bewohnerstruktur ist 
durch die Nutzung als Seniorenzent-
rum geprägt. Zukünftig sollen weiter 
110 Wohnungen geschaffen werden, 
die neben der Pflegeeinrichtung und 
dem betreuten Wohnen auch für den 
allgemeinen Bezug zur Verfügung ste-
hen. Dies ist zu begrüßen, da so eine 
durchwachsene Bevölkerung entsteht. 
Vorteil hierbei ist, dass durch das un-
terschiedliche Freizeit- und Arbeitsver-
halten eine ständige Anwesenheit von 
Personen und somit Belebung des 
Geländes besteht. Die Wohnbevölke-
rung in der Umgebung kann ebenfalls 
als durchwachsen bezeichnet werden, 
somit dürfte es zu keinen nennens-
werten Spannungen oder Problemen 
durch die Veränderungen der Struktur 
im Plangebiet kommen.  
 

 
Kenntnisnahme 
 

 
--- 

7. Vandalismus  
Aktuell können keine signifikanten 
Schäden durch Vandalismus von Sei-
ten der Polizei festgestellt werden. 
Im weiteren Umfeld findet eine re-
gelmäßige Streifentätigkeit der Polizei 
statt, was die Tatgelegenheiten ein-
schränkt und erkennbar das Entde-
ckungsrisiko erhöhat.  
Unsererseits kann keine abschlie-
ßende Prognose für die Zukunft mit of-
fenem und frei zugänglichem Gelände 
erstellt werden, jedoch ist unsere 
Empfehlung hier grundsätzlich bei der 
Fassadengestaltung und den Fenstern 
einen bestmöglichen Schutz vor Be-
schädigung und Graffiti umzusetzen.  
Fassaden und andere Wandflächen 
können durch spezielle Anstriche oder 

 
Kenntnisnahme 
 

 
--- 
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Verkleidungen, durch Begrünung so-
wie künstlerische Gestaltung gegen 
Graffiti geschützt werden.  
Wir empfehlen für die Außenmöblie-
rung wie Bänke und Tische, nur sol-
che zu verwenden, welche den Anfor-
derungen der DIN EN 581 entspre-
chen. 
 
8. Wegeleitsysteme  
Eine gute Orientierung in Gebäuden 
oder im öffentlichen Raum reduziert 
Unsicherheit.  
Wo Richtungshinweise erforderlich 
sind, können diese durch Beschilde-
rung, Markierungen oder Farbgestal-
tung zum Ausdruck kommen. Haus-
nummern sollten schon von weitem 
deutlich erkennbar – und nachts be-
leuchtet – sein.  
Auf Grund der Größe des Geländes 
und der Zahl der Gebäude empfehlen 
wir ein ausreichendes Wegeleitsystem 
zu installieren, welches den Besucher 
von den Zugängen des Geländes, 
bzw. den Tiefgaragen in die entspre-
chenden Gebäude führt. In den 
(öffentlichen) Gebäuden empfehlen 
wir entsprechend ebenfalls eine aus-
reichende und schlüssige Beschilde-
rung. Naheliegend ist, mit dem Wege-
leitsystem auch eine räumliche Auftei-
lung in private, teilweise öffentliche 
und öffentliche Bereiche durch ent-
sprechende Kennzeichnung zu verbin-
den.  
Kennzeichnungen von Gebäuden 
durch variierende Anstriche der Ein-
gangsbereiche fördern die territoriale 
Verbindung der Bewohner und stei-
gern die Bereitschaft freiwillige soziale 
Kontrolle zu übernehmen.  
 

 
Kenntnisnahme 
 

 
--- 

9. Tiefgaragen und unterirdische 
Zugänge  
Die Tiefgaragen sollten optimaler 
Weise so weit möglich mittels Lichtgit-
tern oder Fenster mittels natürlichem 
Licht beleuchtet werden. Natürliches 
Licht erhhatht das Wohlbefinden der 
Benutzer und steigert das subjektive 

 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 

--- 
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Sicherheitsgefühl. Wo dies nicht 
möglich ist, ist der Effekt von natürli-
chem Licht durch im entsprechenden 
Bereich erscheinenden Kunstlicht si-
cherzustellen. Eine ausreichende Be-
leuchtung mit mindestens 300 Lux am 
Boden und 4000 Kelvin in Bereichen 
mit Fahrzeugverkehr wäre unserer 
Meinung nach ratsam. In reinen 
Fußgängerbereichen, somit Zugängen 
und Treppenhäusern im Parkhaus 
wäre es zudem wünschenswert, min-
destens 270 Lux zu erreichen mit 
3000 Kelvin. Ergänzende Vorschriften 
für Fluchtwegbeleuchtung werden von 
dieser Empfehlung nicht berührt.  
Es sollte darauf geachtet werden, 
dass keine Nischen oder verwinkelte 
Bereiche entstehen. Diese begünsti-
gen die Möglichkeit sich zu verbergen 
und stellen somit eine tatsächliche 
Tatgelegenheit dar. Die Übersichtlich-
keit in einer Tiefgarage trägt maßgeb-
lich zum subjektiven Empfinden der 
Nutzer bei.  
Eine regelmäßige Reinigung der Tief-
garage sollte baulich durch die 
Verfügbarkeit von Wasser- und Strom-
anschlüssen möglich sein. Die Wände 
und Decken sollten in hellen, idealer-
weise weißer Farbe gestrichen sein.  
Ein Leitsystem mit Bodenmarkierun-
gen vervollständigt ein System mit 
Wegweisern.  
 
10. Einbruchsschutz / Diebstahls-
schutz  
Eine individuelle sicherheitstechnische 
Beratung wird durch die Kriminalpoli-
zeiliche Beratungsstelle angeboten.  
Eine sicherheitstechnische Beratung 
ist kostenlos und unverbindlich.  

Kontaktadresse: Polizeipräsidium Stuttgart 
Referat Prävention-Kriminalpolizeiliche Bera-
tungsstelle Löwentorbogen 9 A 
70376 Stuttgart 
Telefon: +49(0) 711 / 8990-1230 
mailto:stuttgart.pp.praevention@polizei.bwl.de  

 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 

--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Gerade Straftaten zum Nachteil älterer 
Menschen haben in den letzten Jah-
ren erheblich zugenommen. Eine Vor-
tragstätigkeit zu diesem Themenfeld 
wird durch das Referat Prävention - 
Kriminalprävention - angeboten, wir 
empfehlen, regelmäßig von dem kos-
tenlosen Angebot Gebrauch zu ma-
chen. Über eine Einladung zu einem 
Vortrag würden wir uns freuen.  
Grundsätzlich empfehlen wir, Fahr-
radabstellplätze innerhalb von Gebäu-
den mit verschließbaren Räumen an-
zulegen. Bei Gemeinschaftsräumen 
sollen technische Einrichtungen zur 
Sicherung der Räder vorhanden sein. 
Die Einrichtung von Abstellmöglichkei-
ten in frei zugänglichen Tiefgaragen 
kommt dem Abstellen im Freien 
gleich. Sollte dies der Fall sein, so ra-
ten wir zu Abstellanlagen, welche den 
Anforderungen der DIN EN 79008 hin-
sichtlich des Diebstahlschutzes ent-
sprechen. Fahrradabstellanlagen im 
Freien sollten bei den Gebäude-
zugängen liegen, sie sollten vom 
Gebäude aus einsehbar sein, damit 
eine Kontrolle möglich ist.  
In großen Quartieren stellen 
Müllbehälter eine ernstzunehmende 
Störung der Ordnung dar. Größere 
sichtbare Ansammlungen lassen ei-
nen Eindruck der Verwahrlosung ent-
stehen, selbst wenn kein offen liegen-
der Müll feststellbar ist. Zudem ist bei 
offen aufgestellten Müllbehältern eine 
entsprechende „Vermüllung“ durch 
wilde Ablagerungen festzustellen.  
Wir empfehlen Müllbehälter entweder 
in einem geschlossenen Raum, oder 
wenn im Freien, dann mit einer Ein-
hausung versehen aufzustellen. Die 
Zugangsmöglichkeit sollte auf die Be-
wohner bzw. Nutzer beschränkt wer-
den, um wilde Ablagerungen zu ver-
meiden.  
 
11. Beteiligung  
Das Polizeipräsidium Stuttgart, feder-
führend vertreten durch das Referat 
Prävention, würde auch zukünftig um 

 
Kenntnisnahme 
 

 
--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

Beteiligung am weiteren Verfahren bit-
ten, um gegebenenfalls Anregungen 
zur städtebaulichen Kriminal- und Ver-
kehrsprävention zu geben.  
 

Die Stellungnahme wurde dem Vor-
habenträger zur Verfügung gestellt. 

Amt für Umweltschutz 
(Schreiben vom 9. Januar 2020) 
 
Bodenschutz 
Die Planung stellt voraussichtlich kei-
nen erheblichen Eingriff in das Schutz-
gut Boden dar. Sobald das Maß der 
baulichen Nutzung feststeht, wird eine 
Bilanzierung nach Bodenschutzkon-
zept Stuttgart (BOKS) durchgeführt. 
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 
 

--- 

Immissionsschutz  
Bezüglich der Tiefgarage einschließ-
lich Zufahrt ist zu beachten, dass die 
Immissionsrichtwerte der TA Lärm ein-
gehalten werden müssen. Die Zufahrt 
muss auf kürzestem Weg von der öf-
fentlich gewidmeten Straße in den ein-
gehausten Bereich erfolgen. Ein 
schalltechnisches Gutachten wird im 
Laufe des Verfahrens erstellt. 

Wir weisen darauf hin, dass der im-
missionsschutzrechtliche Schutzan-
spruch eines Pflegeheims mit 45 
dB(A) tags bzw. 35 dB(A) nachts sehr 
hoch ist. 
 

 
Im Rahmen einer schalltechnischen 
Untersuchung (BS Ingenieure Lud-
wigsburg vom 5. Juli 2021) wurden 
die Einwirkungen auf den Geltungs-
bereich des Bebauungsplans ermit-
telt sowie die mit den zulässigen 
Nutzungen verbundenen Auswirkun-
gen anhand eines beispielhaften Be-
triebs bzw. Bebauung untersucht. 
 
Die schalltechnische Untersuchung 
zeigt, dass im nordöstlichen Plange-
biet die Orientierungswerte nach DIN 
18005 für Pflegenutzungen sowohl 
tagsüber (45 dB(A)) als auch nachts 
(35 dB(A)) durch den Straßenver-
kehr teilweise überschritten werden. 
Durch die Überschreitungen in einer 
Größenordnung von ca. 2 dB(A) be-
steht im Plangebiet jedoch maximal 
der Lärmpegelbereich I. Passive 
Lärmschutzmaßnahmen nach DIN 
4109 sind bei Pflegenutzung erst ab 
Lärmpegelbereich II nötig. Entspre-
chende passive Lärmschutzmaßnah-
men sind daher nicht erforderlich. 
Die Orientierungswerte für eine Ge-
bietsausweisung als Reines Wohn-
gebiet von 50 dB(A) tags und 40 
dB(A) nachts werden im gesamten 
Plangebiet eingehalten. 
 
Mit dem Betrieb einer Pflegeeinrich-
tung sind insbesondere Emissionen 

 
ja 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

durch die Anlieferung von Waren im 
Zeitbereich tags (06:00 bis 22:00 
Uhr) und Parkvorgänge von Pkw 
tags und nachts im Bereich der Tief-
garagenein- und -ausfahrt zu erwar-
ten. Durch Anliefervorgänge mit Lkw 
- insbesondere in Verbindung mit 
dem Betrieb von Kühlaggregaten am 
Fahrzeug - ergeben sich bereichs-
weise im Zeitbereich tags Über-
schreitungen der Richtwerte. Auch 
durch Pkw-Fahrten kommt es insbe-
sondere im Zeitbereich nachts zu 
Überschreitungen der schalltechni-
schen Anforderungen an den ge-
planten Gebäuden. Diesen muss 
entweder durch eine Organisation 
des Betriebsablaufs (z. B. keine An-
dienung durch Lkw mit Kühlaggre-
gat, keine Pkw Fahrten nachts), oder 
der Planung von abschirmenden 
Maßnahmen (z. B. Überdachung im 
Andienungsbereich und im Bereich 
der Zu- und Ausfahrt zur Tiefgarage) 
oder architektonischen Selbstschutz 
(z. B. Prallscheiben, Grundrissorien-
tierung) an den geplanten Gebäuden 
entgegnet werden. Mögliche Lärm-
schutzmaßnahmen sind im nachfol-
genden Baugenehmigungsverfahren 
zu erbringen und nachzuweisen. 
 

Stadtklimatologie/Lufthygiene 
Nach dem Klimaatlas Verband Region 
Stuttgart (2008) ist das Plangebiet als 
Stadtrand-Klimatop einzustufen. Kli-
marelevante Größen (Temperatur, 
Feuchte, Wind) sind durch die vorhan-
dene Bebauung wesentlich beein-
flusst. Um einer Überwärmung des 
Gebiets im Sommer zu vermindern, 
sind unbebaute Bereiche zu entsie-
geln und zu begrünen. 
 

 
Der Erhöhung der Grundflächenzahl 
im Plangebiet werden klimaspezifi-
sche Minimierungsmaßnahmen ent-
gegengesetzt. Hierzu zählen insbe-
sondere die Wiederherstellung und 
Durchgrünung mit klimabedeutsa-
men Gehölzstrukturen, Begrünung 
der Freiflächen und Dachbegrünun-
gen. Anstelle eines verschachtelten 
Baukörpers werden mehrere vonei-
nander getrennte Solitärgebäude er-
stellt, die eine verbesserte Durchlüf-
tung des Plangebiets ermöglichen. 
 

 
ja 

Verkehrslärm  
Durch die zukünftigen Nutzungen mit 
45 Pflegeplätzen und ca. 110 Woh-

 
Kenntnisnahme 
Siehe Stellungnahme der Verwal-
tung - Immissionsschutz. 

 
--- 
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Behörde/Anregung Stellungnahme 
Berück-
sichtigung 

nungen wird sich das Verkehrsauf-
kommen im Plangebiet in der Len-
bachstraße mindestens verdreifachen. 

Die Erstellung eines schalltechnischen 
Gutachtens in Verbindung mit einer 
Verkehrszählung unter Berücksichti-
gung des zusätzlichen Verkehrsauf-
kommens ist erforderlich. 
 
Energie 
Energiestandard: 
 
Folgender Text ist hinzuzufügen: 
Es wird empfohlen, die Gebäude so 
zu errichten, dass der Jahres-Primär-
energiebedarf Qp um mindestens 20 
% gegenüber der gültigen Energieein-
sparverordnung (EnEV) i.d.F. vom 24. 
Oktober 2015 mit den seit 1. Januar 
2016 geltenden Anforderungen redu-
ziert wird. Beim baulichen Wärme-
schutz (thermische Hülle) sollten die 
Vorgaben der EnEV um 30 % unter-
schritten werden. Für Wohngebäude 
sollten die Anforderungen an ein KfW 
Effizienzhaus 55 eingehalten werden. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
Siehe Stellungnahme der Verwal-
tung im Rahmen der Beteiligung der 
Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
(Amt für Umweltschutz – Stadtklima, 
Energie)  

 
 
 

--- 

Photovoltaik und Dachbegrünung: 
In den textlichen Festsetzungen ist der 
derzeit abgestimmte Musterbaustein 
einzufügen, wonach Solaranlagen auf 
bis zu 40 % der Dachflächen ange-
bracht werden können. 
 
 

 
Kenntnisnahme 
Siehe Stellungnahme der Verwal-
tung im Rahmen der Beteiligung der 
Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
(Amt für Umweltschutz – Stadtklima, 
Energie) 

--- 

Naturschutz, Grundwasserschutz, 
Altlasten/Schadensfälle, Abwasser-
beseitigung 
 
Keine Hinweise. 
 

  

 
  



 

- 26 - 

Von folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gingen  
keine Stellungnahmen ein:  
- Garten-, Friedhofs- und Forstamt 
- BUND Regionalverband Stuttgart 
- Deutsche Telekom AG T-Com 
- Handwerkskammer Region Stuttgart 
- Industrie- und Handelskammer Region Stuttgart 
- Landesnaturschutzverband Region Stuttgart 
- NABU Stuttgart e. V. 
- Naturschutzbeauftragter der Stadt Stuttgart 
- Stadt Ditzingen 
- Stadt Korntal-Münchingen 
- Stadtwerke Stuttgart GmbH 
- Stuttgarter Straßenbahnen AG 
- Verkehrs- und Tarifverbund Stuttgart GmbH (VVS) 
- Zweckverband Strohgäuwasserversorgung 


